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Holen in der Krise 


Wenn die polniſchen Politiker an ſtaatspolitiſchen Ideen ebenſo fruchtbar wie an 
politiſchen Parteien, Fronten, Klubs und Zirkeln wären, dann wäre es nicht zu der 

rife des polniſchen Staatsgedankens gekommen, die das öffentliche 
Leben Polens in ein chaotiſches Durcheinander geſtürzt bat. In letzter Zeit ift eine ganze 
Reihe neuer politiſcher Gruppen entſtanden. Von den alten politiſchen Lagern und 
Parteien haben ſich bald größere, bald kleinere Teile gelöſt. In faſt allen Lagern 
hat ſich die radikalere Jugend gegen das bedächtigere Alter erhoben. In der Nativ- 
nalen Partei hat der Kampf um die Führung mit dem Sieg des radikalen Flügels 
geendet. Zum Vorſitzenden der Partei wurde nicht der frühere Abgeordnete Bieledi, der 
Kandidat Roman Dmowſkis, ſondern der Rechtsanwalt Kowalſki, der Vertreter der 
jüngeren Parteikreiſe, gewählt. Die bäuerliche Volkspartei iſt weiter beſtrebt, 
ſich alle Möglichkeiten einer politiſchen Orientierung einerſeits zu den Sozial⸗ 
demokraten, andererſeits zu der katholiſchen Mitte offenzuhalten; dabei aber läßt ſie auch 
die Möglichkeiten nicht außer Acht, die fih für fie etwa aus dem Anlehnungsbedürfnis der 
mit dem Kleinbauerntum ſympathiſierenden Regierungskreiſe ergeben. 

Mehrere große Verbände, die urſprünglich ihren Beitritt zum „Lager der natio⸗ 
nalen Einigung“ erklärt hatten, haben auf einer gemeinſamen Tagung gegen den 
von Oberſt Koc eingeſchlagenen Kurs Einſpruch erhoben, fo u.a. die „Polniſche 
Militärorganiſation“, die einſtmals zur getreueſten Gefolgſchaft Pilſudſkis 
gehörte, der „Verband der ſtaatsbürgerlichen Arbeit der Frauen“ und die ront- 
kämpferverbände. In den Reihen des Legionärverbandes, der nach der Abſicht 
Rydz⸗Smiglys das eigentliche Rückgrat des Kocſchen Lagers darſtellen ſollte, haben fih 
gleichfalls Spaltungserſcheinungen bemerkbar gemacht. Der „Verband Junges 
Polen“ ſcheint der Führung ſeines Gründers, des Oberſten Koc, zu entgleiten und 
Anſchluß an die Kreiſe der nationalradikalen Jugend zu ſuchen. 
Der Stabschef des „Lagers“, Oberſt Kowalewſki, ift ins Kriegsminiſterium berufen und 
durch Oberſt Wenda erſetzt worden, einen früheren Adjutanten des Marſchalls Pilſudſki. 
Zugleich heißt es, daß das „Lager der nationalen Einigung“ aus ſeiner bisherigen parla⸗ 
mentariſchen Paſſwität herauszutreten und in Sejm und Senat eigene Klubs aufzumachen 
gedenke. Dabei ſind die dem Lager angehörenden Vertreter der teils mehr links, teils 
mehr rechts orientierten Berufsverbän de beſtrebt, ſich zur Wahrung ihrer Sonder⸗ 
intereſſen in einem eigenen Klub zuſammenzuſchließen. 

Auf dem linken Regierungsflügel, auf dem die Gruppe der „Verbeſſerer“ die politiſche 
Atmoſphäre beſtimmt, hat fih eine „Demokratiſche Front“ zuſammengefunden, 
die in die geiſtesverwandten Gruppen der linken Dppofition hineinreicht. Im Seim hat 
ſich ein Klub der dieſer Richtung angehörenden „Volksvertreter“ gebildet. Am gleichen 
Tage haben in Warſchau Mitglieder einiger Wehr: und Angeſtelltenverbände zuſammen 
mit Angehörigen der alten Jugendorganiſation des ehemaligen Pilſudſkilagers, der 
„Legion der Jungen“, einen „Verband der Patriotiſchen Linken“ aus 
der Taufe gehoben. Ein wenig überraſchend iſt dann noch die Nachricht gekommen, daß 
fih der Schütze n verband, der Pfadfinderverband und der Zentral- 
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verband der Dorfjugend zufammengefunden und eine Art Arbeitsabkommen 
getroffen haben. Es find das drei Verbände, die zuſammen etwa % Million Mitglieder 
zählen. Offenſichtlich ift diefe „Verſtändigungskommiſſion der polni— 
chen Jugendorganiſationen“ als ein Sammelbecken für diejenigen Teile der 
polniſchen Jugend gedacht, die ſich zwar auch zur Ideologie Pilſudſkis bekennen, aber in 
dem vom Oberſten Koc ins Leben gerufenen „Verband Junges Polen“, der politiſch nach 
rechts tendiert, nicht mitmachen wollen. Dabei iſt zu bemerken, daß ſowohl der Schützen⸗ 
verband wie der Pfadfinderverband urſprünglich dem „Lager der nationalen Einigung“ 
ihre Unterſtützung zugeſagt hatten. Daß es mit dieſer Unterſtützung freilich nicht allzu 
weit her war, ließ ſchon die Tatſache erkennen, daß der Schützenderband vor einiger 
Zeit ein Arbeitsabkommen mit dem Polniſchen Lehrerverband abgefchloffen 
hat, deffen Vorſtand kürzlich auf Betreiben des Kocfchen Lagers von der Regierung wegen 
finanzieller Verfehlungen und kommuniſtenfreundlicher Umtriebe aufgelöſt worden iſt. 
Die von der „Verſtändigungskommiſſion“ veröffentlichte Erklärung haben u. a. der Woje⸗ 
wode Grazynſki und Oberſt Frydrych, der Adjutant des Oberſten Beck, unter⸗ 
ſchrieben. Nachträglich hat noch die Vereinigung der arbeitenden Jugend 
ihren Anſchluß an dieſe Gruppe erklärt. Im ganzen ſind alſo auf der demokratiſchen 
Linken, die vom linken Regierungsflügel in die Oppoſition hineinreicht, in letzter Zeit 
drei Zuſammenſchlüſſe erfolgt: die „Demokratiſche Front“, der „Verband der Patriotiſchen 
Linken“ und die „Verſtändigungskommiſſion der polniſchen Jugendorganiſationen“. Ob 
dieſe drei Gruppen zuſammengehen oder gegeneinander arbeiten werden, läßt ſich zur 
Zeit noch nicht fagen. Unterſchiede werden fih zwiſchen ihnen vermutlich in der Behand- 
lung der Judenfrage und in der Frage ergeben, ob und wie weit fih mit den bolſche⸗ 
wiſtenfreundlichen Vertretern des Volksfrontgedankens zuſammenarbeiten läßt. 

Zu gleicher Zeit hat fih in Warſchau unter der Bezeichnung „Katholiſch⸗ 
Nationale Verſtändigung“ ein Klub von Abgeordneten und Senatoren gebildet, 
von dem es noch nicht klar iſt, wo er ſich zwiſchen Endeken, Konſervativen, Chadeken und 
Koc⸗Lager politiſch einzureihen gedenkt. Weiter ift im „ABC“, dem Organ der National- 
radikalen, ein Aufruf erſchienen, der die Bildung eines neuen politiſchen Sammellagers 
ankündigt, das ſich als „Polniſche Konföderation“ allen nationalen Kreiſen 
empfiehlt und in ſeinem Programm vom „Wohl der polniſchen Nation“, von der 
„chriſtlichen Ethik“, von der „ſozialen Gerechtigkeit“ und dergleichen ſpricht, die Be- 
kämpfung der jüdiſchen, freimaureriſchen und kommuniſtiſchen Einflüſſe im polniſchen 
Leben ſowie der Einflüſſe jeglicher „fremder Agenturen“ in Polen verlangt und gegenüber 
den nationalen Kreiſen, die anderen politiſchen Organiſationen angehören, Loyalität zu 
bewahren verſpricht. 

Mehr Beachtung als dieſe Zuſammenſchlüſſe hat folgendes Ereignis gefunden: Durch 
die Vereinigung der Chriſtlich-Demokratiſchen Partei mit der Nationalen 
Arbeiterparkei iſt eine neue Gruppe entſtanden, die ſich den Namen „Partei der 
Arbeit“ beigelegt hat. Die Meinungen über die Bedeutung dieſes Zuſammenſchluſſes 
gehen in der polniſchen Oeffentlichkeit weit auseinander. Doch davon abgeſehen, iſt die 
neue Partei von allen in letzter Zeit entſtandenen Fronten, Parteien und Lagern zweifellos 
die intereſſanteſte Gruppe. Zur ihr gehören die bekannteſten und ſturſten Gegner des nach 
dem Maiumſturz von 1926 aufgerichteten Regierungsſyſtems und die unverſöhnlichſten 
perſönlichen Feinde Pilſudſkis. Zu Ehrenvorſitzenden der neuen Partei wurden ernannt 
der Klavierſpieler und ehemalige Staatspräſident Ignatz Paderewſki und der 1926 
von Pilſudſki abgeſetzte ehemalige Staatspräſident Stanislav Wojciechowſki. 
General Haller hat den Vorſitz der Partei übernommen. Dem in der Verbannung 

lebenden Rebellenführer Wojciech Korfanty ift das Amt des geſchäftsführenden Vor⸗ 
ſtandsmitgliedes anvertraut worden. Die neue Partei, der ſich neben einigen Arbeiter⸗ 
organiſationen auch der Verband der Hallerſoldaten angeſchloſſen hat, 
bekennt fih zur Redemokratiſierung des politiſchen Lebens in Polen. Sie will den 
Kommunismus bekämpfen und erklärt ſich gegen die Idee der „Elite“. An die Stelle der 
liberaliſtiſch⸗kapitaliſtiſchen Wirtſchaft will fie eine „organiſierte Planwirtſchaft“ ſetzen. 
Sie fordert die Reform des Wahlrechtes, wobei jedoch „in den nationalgemiſchten 
Gebieten die Intereſſen des Polentums gehörig ſichergeſtellt werden müſſen“. Im übrigen 
erklärt fie, fih zur „chriſtlichen Moral“ als der ſittlichen Grundlage ihres politiſchen 
Handelns bekennen zu wollen. Es handelt ſich bei der „Partei der Arbeit“ um eine aus⸗ 
geſprochen klerikale, dogmatiſch deutſchfeindliche Gruppe, die fih politiſch einerſeits auf die 
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„Katholiſche Aktion“ und andererſeits auf die bäuerliche Volkspartei als 
ihre beſten Bundesgenoſſen zu ſtützen gedenkt. 

Mitten in dieſem Durcheinander ſpielt das „Lager der nationalen Eini⸗ 
gung eine noch ziemlich unklare Rolle. Es iſt nicht ganz klar, welche Kräfte dieſes Lager 
katſächlich hinter ſich hat. Es iſt immerhin denkbar, daß ſich verſchiedene Gruppen, 
die heute getrennt marſchieren und ſich nach den erſten Sympathiekundgebungen für 
einander wieder von einander entfernt haben, zu gemeinſamer Aktion in dem dehnbaren 
„Lager der nationalen Einigung“ zuſammenfinden werden. Auf der anderen Seite läßt 
ſich wenig darüber ſagen, welche von den neu entſtandenen und immer noch 
entftehenden Gruppen lebenstüchtig und ſtark genug fein werden, ein politiſches Gammel- 
becken breiterer Volksſchichten zu werden und das gegenwärtige Durcheinander zu 
überdauern. Der einzige ruhende Pol iſt die Armee, deren Geſchloſſenheit durch den Lärm 
der politiſchen Parteien noch nicht hat geſprengt werden können. Das Unter: 
offizierkorps, das, wie überall, ſo auch in Polen das moraliſche Rückgrat des 
Heeres bildet, iſt noch intakt. Doch iſt die Gefahr nicht von der Hand zu weiſen, daß 
das Offizierkorps, das ſich zum großen Teil aus der ſtark politiſierten Bürger⸗ 
ſchicht rekrutiert, in den Kampf um die Macht im Staate hineingezerrt wird. Die Führung 
hat es daher für richtig gehalten, die Trennung zwiſchen Politik und Armee 
zu verſchärfein. In dieſem Sinne find die kürzlich veröffentlichten Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zur Offizierspragmatik vom 12. März d. J. zu verſtehen, die den aktiven 
Offizieren die Teilnahme an politiſchen Kundgebungen und Sitzungen politiſchen 
Charakters ſowie die Beſchäftigung mit politiſchen Problemen in der Preſſe verbieten. Es 
iſt aber immerhin denkbar, daß ſich der politiſche Kampf in Polen in einer Weiſe ver⸗ 
ſchärft, die auch die Armee vor die Notwendigkeit ſchwerwiegender Entſcheidungen ſtellt. 
Es gibt jedenfalls zu denken, daß ſelbſt im engſten Regierungskreis Politiker ſitzen, die 
mit den Gruppen ſympathiſieren, die zunächſt mit dem Bauernſtreik und dann mit 
dem Lehrerſtreik ihre Kampfbereitſchaft bekundet und ſchließlich angedroht haben, 
einem Verſuch der Rechtsorientierung der Staatsführung mit dem Generalſtreik 
entgegentreten zu wollen. Dr: K. 


Litauiſche Politik im Memelgebiet 


Seit dem Abſchluß des deutſch⸗litauiſchen Wirtſchaftsvertrages von 1936, der nach 
außen hin eine gewiſſe Re des Verhältniſſes zwiſchen dem Reich und feinem 
nordöſtlichen Nachbarland zur Folge gehabt hat, haben ſich die Methoden der litauiſchen 
Politik im Memelgebiet in mehrfacher Hinſicht gewandelt. Der Druck, den die 
litauiſchen Faktoren auf das Memeldeutſchtum ausüben, ift vom politiſchen auf 
das wirkſchaftliche und kulturelle Gebiet verlegt worden. Hat 
Litauen vorher geglaubt, durch direkte Angriffe auf die Organe der 
memelländiſchen Autonomie, alfo beſonders durch die ſtatutwidrige Einſetzung 
litauiſcher Direktorien und durch die gewaltſame Ausſchaltung der deutſchen Landtags⸗ 
mehrheit, den Widerſtandswillen der deutſchen Bevölkerung brechen zu können, ſo iſt ſie 
ſeit zwei Jahren dazu übergegangen, unter Verzicht auf derartige plumpe und weithin 
ſichtbare Statutverletzungen, durch eine vielſeitige Kleinarbeit die wirtſchaftlichen 
und kulturellen Lebensgrundlagen des Memeldeutſchtums zu 
untergraben, um damit letzten Endes unauffälliger, aber um ſo wirkſamer die 
Autonomie des Gebietes zu unterhöhlen. 

Wirtſchaftlicher Druck 

Die fortſchreitende Zentraliſierung des Wirtſchäftslebens inſtaat⸗ 
licher Hand, der ſich im öſtlichen Mitteleuropa allenthalben durchſetzenden Staats⸗ 
kapitalismus, bieten den litauiſchen Faktoren vielfache Gelegenheit, auf die Landwirte, 
Gewerbetreibenden, Arbeitnehmer und Kaufleute des Memelgebietes einen wirtſchaftlichen 
und damit auch politiſchen Druck auszuüben. Als michtigftes Beiſpiel ift hier die 
Monopoliſierung des landwirtſchaftlichen Exports in ſtaatlich 
geleiteten bzw. kontrollierten Inftitutionen, der Schlachthausgeſellſchaft „Maiſtas der 
Milchverwertungsgenoſſenſchaft „Pienocentras“ und dem landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
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ſchaftsverband „Lietukis“, zu nennen. Die Hartnäckigkeit, mit der fidh Litauen feiner Zeit 
bei den Handelsvertragsperhandlungen mit Deutſchland gegen die Feſtſetzung beſtimmter 
Anteile der memelländiſchen Landwirtſchaft an der Ausfuhr nach Deutſchland gewehrt hat, 
wirft auf die politiſche Ausrichtung dieſer Inſtitutionen ein bezeichnendes Licht. Ein anderes 
Beiſpiel bietet die Erteilung der Lizenzen für die Einfuhr deutſcher 
Waren, an der die memelländiſche Kaufmannſchaft naturgemäß beſonders intereſſiert 
iſt. Hier iſt es ſchon bezeichnend, daß die Lizenzen an memelländiſche Importfirmen nicht, 
wie in Großlitauen, vom Wirtſchaftsminiſterium, ſondern vom Gouverneur des Memel⸗ 
5 alſo von einer politiſchen Stelle, erteilt werden. Dabei iſt es dann in der 

egel fo, daß die memelländiſchen Firmen nur gegen gewiſſe politiſche Konzeſſionen die 
von ihnen beantragten Lizenzen erhalten; ſie haben z. B. ihre Namensſchilder oder Waren⸗ 
bezeichnungen in den Kaufläden in litauiſcher Sprache anzubringen oder litauiſches 
Perſonal einzuſtellen uff. Ebenſo werden von den memelländiſchen Betrieben, die, wie 
z. B. das Baugewerbe oder die Schneidemühlen, mehr oder weniger von öffentlichen 
Aufträgen oder von der Rohſtoffzuteilung durch den Staat abhängig find, b e ftim m te 
Maßnahmen hinſichtlich der nationalen Zuſammenſetzung ihrer 
Belegſchaft gefordert. Es kommt hinzu, daß unter Förderung durch die litauiſchen 
Behörden im Memelgebiet neue litauiſche Wirtſchaftsbetriebe bzw. 
Filialen großlitauiſcher Unternehmen entſtehen, die naturgemäß nur litauiſche Arbeits- 
kräfte verwenden und, wie die Filialen der litauiſchen Genoſſenſchaften, dem memel⸗ 
ländiſchen Einzelhandel wachſenden Schaden zufügen. Auch die ſich auf dem Gebiete 
des Kreditweſens ergebenden Angriffsmöglichkeiten werden von litauiſcher Seite 
gegen das Memeldeutſchtum genützt. Litauiſche Banken find unter Aufwand erheblicher 
Mittel bemüht, vor allem den memelländiſchen Grundbeſitz in wirtſchaftliche Abhängigkeit 
von ſich zu bringen. Es hätte im Intereſſe einer wirtſchaftlichen Geſundung des ganzen 
Gebietes gelegen, die memelländiſche Landwirtſchaft, die lange Jahre unter 
den ſchwierigſten Verhältniſſen gelebt hat, zu entſchulden und vor der drohenden 
Zwangsverſteigerungswelle zu ſchützen. Der litauiſche Gouverneur aber hat durch ſein 
Veto das vom Landtag im Intereſſe der memelländiſchen Landwirtſchaft angenommene 
Geſetz verhindert. Die Folgen kann man aus den regelmäßig veröffentlichten langen 
Liſten der zur Zwangsverſteigerung gelangenden Grundſtücke ableſen. Bei den 
unter den Hammer kommenden Grundſtücken handelt es ſich in der Regel um deutſchen 
Beſitz. Und andererſeits ſind es bei den Ae e e zumeiſt Litauer, die dank 
der ihnen zur Verfügung ſtehenden finanziellen Hilfe als Käufer auftreten. 


Nationale Ueberfremdung 


Bedeutende Fortſchritte hat bereits der großlitauifche Zuzug ins Memel⸗ 
gebiet, beſonders in die Stadt Memel gemacht. Er wird von den litauiſchen Behörden. 
ſyſtematiſch gefördert. Hat es ſich bei dieſen Maßnahmen in früheren Jahren in erſter 

inie um eine künſtliche Vermehrung der litauiſchen Stimmen bei den Wahlen zum 
memelländiſchen Landtag gehandelt, ſo ſteht jetzt die auf längere Sicht verfolgte Abſicht 
einer planmäßigen nationalen Durchſetzung und Uleberfremdung des deutſchen Gebietes 
im Vordergrund. Den litauiſchen Behörden kommt dabei der ſoziale Tiefſtand der Ein⸗ 
wanderer zu Hilfe, die den an einen hohen Lebensſtandard gewöhnten memelländiſchen 
Arbeiter unterbieten. Für die Arbeitgeber, die ohnehin Mühe haben, ſich wirtſchaftlich 
zu behaupten, liegt naturgemäß, auch wenn fie nicht durch direkte litauiſche Zwangs⸗ 
maßnahmen dazu angehalten werden, die Verſuchung ſehr nahe, die einheimiſchen durch 
die billigeren fremden Arbeitskräfte zu erſetzen. So iſt feſtzuſtellen, daß die Zahl der 
großlitauiſchen Landarbeiter in der memelländiſchen Land⸗ 
wirtſchaft zunimmt. Das Weſentliche bei der Zuwanderungsfrage ift, daß der grof- 
litauiſche Zuzug in keinem Verhältnis zum tatſächlichen Bedarf ſteht, daß er alfo zu einer 
Ueberbeſetzung des memelländiſchen Arbeitsmarktes führt, damit notwendigerweiſe eine 
Senkung des ſozialen Niveaus, eine übermäßige Belaſtung des Sozialhaushaltes und 
eine finanzielle leberbeanſpruchung der Sozialeinrichtungen zur Folge hat. Es ift wiederum 
kennzeichnend für die Tendenz der litauiſchen Memelpolitik, daß der Gouverneur alle 
von den autonomen Organen des Memelgebietes unternommenen Verſuche, ben wirt⸗ 
ſchaftlich ungerechtfertigten und ſozial ſchädlichen Zuzug aus Großlitauen auf ein erträg⸗ 
liches Maß einzuſchränken, verhindert. So vollzieht fich eine langſam, aber ſtetig fort- 
ſchreitende wirtſchaftliche und damit letzten Endes auch nationale Ueberfremdung des: 
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Memelgebietes. Sie ſcheint ſich, vom ſchlecht unterrichteten Ausland aus geſehen, in 
durchaus legaler Weiſe und ohne Verletzung des Statuts zu vollziehen. Tatſächlich aber 
ſtellt die Ueberfremdung, die ja im weſentlichen nur infolge der Anwendung 
des Vetorechtes durch den Gouverneur gegen die vom memelländifchen 
Landtag beſchloſſenen Geſetze zum Schutze der memelländiſchen Wirtſchaft durchgeführt 
werden kann, eine Kette illegaler und ſtatutwidriger Maßnahmen 
dar. Es genügt, zu erwähnen, daß der Gouverneur innerhalb eines einzigen Jahres 
20 vom Memellandtag beſchloſſene Geſetze durch ſein Veto zu Fall gebracht hat, ohne 
ſich in der Mehrzahl der Fälle an die für die Vetierung im Statut vorgeſchriebenen 
Beſtimmungen zu halten. 


Litauiſche „Kulturarbeit“ 


Wie auf wirtſchaftlichem fo werden feit der „Befriedung der deutſch⸗litauiſchen Be- 
ziehungen“ auch auf kulturellem Gebiete die Litauiſierungsbeſtrebungen mit verſtärktem 
Nachdruck vorwärtsgetrieben. Im memelländiſchen Schulweſen hat durch das 
Direktorium Baldſchus zwar im großen Ganzen der ſtatutgemäße Zuſtand wiederhergeſtellt 
werden können. Zu gleicher Zeit aber hat ſich neben dem öffentlichen Schulweſen, deſſen 
Rechtsgrundlage das Statut bildet, in den letzten Jahren ein recht umfangreiches 
privates litauiſches Schulweſen im Memelgeb iet entwickelt; im Jahre 
1936 ſind 20 und in dieſem Jahre bereits 27 litauiſche Privatſchulen, die von über 
1600 memelländiſchen Kindern beſucht werden, entſtanden. Für dieſe Schulen wird von 
litauiſcher Seite mit den in allen oſteuropäiſchen Staaten üblichen Methoden der wirt⸗ 
ſchaftlichen Nötigung und Lockung geworben. Es kommen hinzu die litauiſchen Gy m- 
naſien, deren wichtigſtes das Vytautas⸗Gymnaſium in Memel mit etwa 200 Schuͤlern 
iſt, ſowie das Pädagogiſche Inſtitut und die Handelshochſchule in Memel, 
die im vergangenen Jahre etwa 300 Hörer aufweiſen konnten. Dieſe Hochſchulen, ſo 
hat es am 28. a d. J. im „Lietuvos Aidas“ geheißen, betreiben neben ihrer Lehr⸗ 
tätigkeit auch eine Kulturarbeit, die in breitere Volkskreiſe einzudringen verſucht; ſie 
haben „verhältnismäßig gute Büchereien“ und führen im ganzen Lande „Kulturabende“ 
durch. Auch die litauiſche Muſikſchule in Memel verſucht ſich auf dem Gebiete der 
litauiſchen Kulturpropaganda. Dasſelbe gilt vom litauiſchen Theater in Memel, 
vom litauiſchen Orcheſter und von den Geſang vereinen und Chören, deren 
Zahl im Memelgebiet der „Lietuvos Aidas“ mit 16 verzeichnet. Nun ſind freilich all' dieſe 
Einrichtungen für die deutſche Haltung der alteingeſeſſenen Memel: 
länder keine unmittelbare Gefahr, wie z. B. der ſtändige Mißerfolg des 
litauiſchen Theaters beweiſt. Man muß aber bedenken, daß fih die alten deutſchen 
Einrichtungen dieſer Art im Memelgebiet nicht mit derſelben Freiheit und Groß⸗ 
zügigkeit bewegen können, wie es den neu geſchaffenen litauiſchen Inſtitutionen erlaubt ift. 
Während fih das litauiſche Vereins⸗ und Organiſationsweſen unter dem Schutz und der 
Förderung des litauiſchen Staates ungehindert entfaltet, laſtet auf den deutſchen 
Einrichtungen ſeit mehr als zehn Jahren lähmend und ver⸗ 
nichtend der Kriegszuſtand. Das gilt in noch höherem Maße für das 
Vereins- und Organiſationsweſe n ſund auch auf dem Gebiete der Pref f e. 
Während die litauiſche Preſſe ungehindert gegen das Memeldeutſchtum agitieren darf, iſt 
das einzige deutſche Blatt, das dem Kriegszuſtand noch nicht zum Opfer gefallen iſt, das 
„Memeler Dampfboot“, praktiſch außerſtande, die nationalen Intereſſen des Deutſchtums 
zu wahren. Es iſt praktiſch nicht in der Lage, über das, was politiſch im Memelgebiet 
geſchieht, zu berichten. Es iſt ſogar Ae die oft gegen das Memeldeutſchtum und 

egen das Deutſche Reich gerichteten eußerungen der Litauiſchen Telegraphenagentur als 
sa abzudrucken. Bei dem geringſten Verſuch einer Kritik an litauiſche Maß⸗ 
nahmen oder an den üblichen Verleumdungen des Memeldeutſchtums durch die litauiſchen 
Zeitungen und Organiſationen läuft es Gefahr, „wegen Verächtlichmachung des litauiſchen 
Volkes und Staates“ zur Rechenſchaft gezogen zu werden. Was für die deutſche 
Zeitung gilt, gilt auch für jeden einzelnen Deutfchen des Memelgebietes. Die endloſe 
Rette der vom Kriegskommandanten verhängten Strafen ſpricht hier eine beredte Sprache. 


Eine Landtagsrede 


Das einzige Forum, vor dem das Memeldeutſchtum ſeine Klagen noch vorbringen kann, 
iſt der Memellandtag. Doch ſorgt der litauiſche Kriegskommandant dafür, daß von 
dem, was dort von den deutſchen Abgeordneten geſagt wird, nach Möglichkeit nichts in die 
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Preſſe gelangt. So hat man in der Preffe auch nichts von den Reden der Abgeordneten 
der Einheitsliſte geleſen, die ſich in der Landtagsſitzung vom 24. September mit der Frage 
der litauiſchen Enfeignungsaftion in Memel befaßt haben. In dieſer Sitzung 
hat der Abgeordnete Beman Suhrau, mehrmals von minufenlangen Beifallskund⸗ 
gebungen unterbrochen, das litauiſche Herrſchaftsſyſtem im Memelgebiet in eindeutigen 
Worten charakteriſiert. Aus dieſer Rede follen einige Stellen wiedergegeben werden: „Es ift 
Ihnen allen bekannt, wie wir Memelländer hier im Gebiet unkerdrückt werden. 
Wir halten viel aus, ſind friedliebend und nicht gewohnt, uns mit anderen Nationalitäten 
zu ſtreiten. Der Kriegszuſtand jedoch herrſcht hier ſchon ſeit zehn Jahren. 
Der Völkerbund ſpricht 1 8 vom Frieden. Wir aber haben hier jeden Tag mit dem 
Kriege zu tun. Dieſer Krieg wird uns immer wieder von litauiſcher Seite aufgezwungen. 
Man hat verſucht, mit Gewalt vorzugehen, hat Direktorien abgeſetzt, hat diktatoriſche 
Direktorien eingeſetzt, hat die Autonomie hintergangen und ſich Vorteile durch die ungeſetz⸗ 
lichen Direktorien verſchafft, fo daß wir noch heute daran knacken müſſen. Man will 
heute die Autonomie gänzlich beſeitigen. Man will Grund und Boden 
von Bürgern enteignen, obwohl wir das Statut haben, das das Eigentumsrecht ſichert. 
Wenn wir die Materie betrachten, fo müſſen wir, fo bitter es ift, feſtſtellen, da ß wir 
gewaltſam aus dem Memelland verdrängt werden. Man will nicht 
gerade fagen: ihr habt hier nichts zu ſuchen, nein, man verſucht, auf indirektem 
Wege uns hinauszu treiben.. Das Memelland darf nicht 
fagen, was es meint. Wenn wir ein wahres Wort fagen, kommen wir dahin, 
wohin uns die Litauer haben wollen. Wir find nicht in der Lage, uns 
öffentlich zu verteidigen. Wenn wir Klage erheben wollten, dann würden 
wir des Hochverrates beſchuldigt. Man darf fih nicht beklagen, darf nicht 
ſchreiben, was tatfächlich geſchieht. .. Man hetzt gegen das Direktorium, 
hetzt die Bevölkerung gegeneinander auf, ſät Zwietracht und Unruhe. 
Es iſt unerhört, daß das gerade gegenüber dem friedliebenden Memelländer geſchieht. 
Jedes Volk erfährt Gerechtigkeit, der Memelländer jedoch wird unterdrückt. Dagegen 
müſſen wir uns wehren bis zum Aeußerſten! Wir freuen uns heute, daß das Direktorium 
in dieſer Weiſe zur Enteignungsfrage Stellung genommen hat, und wir erwarten auch 
vom Präſidium des Landtages und den anderen Behörden, die die Verantwortung haben, 
daß alles getan wird, um die Autonomie zu verteidigen. Das iſt unſer 
Recht und unſere Pflicht. Wir werden von Mund zu Mund die Angelegenheit ſo heraus⸗ 
tragen, wie ſie geſchieht, und es werden ſich doch noch Leute finden, die da ſagen: Ihr 
armen Memelländer müßt aus der Qual befreit werden! Das Statut muß eingehalten 
werden...“ 


Das Ende der Oppoſition in Danzig 


Die Freie Stadt Danzig hat eine bedeutſame Etappe ihrer innerpolitiſchen Entwicklung 
vollendet. Der Kampf der NSDap um die Bildung einer geſchloſſenen Front des 
Danziger Deutſchtums hat mit der Auflöſung der letzten bisher noch 
beſtehenden Oppoſitionspartei einen gewiſſen Abſchluß erreicht. Am 
21. Oktober iſt die Zentrumspartei einſchließlich ihrer Nebenorganiſationen durch Ver⸗ 
fügung des Danziger Polizeipräſidenten mit ſofortiger Wirkung aufgelöſt worden, nachdem 
feſtgeſtellt worden war, daß ein Mitglied des Parteivorſtandes fidh wiederholt ſchwerſter 
Verſtöße gegen § 129 a des Strafgeſetzbuches ſchuldig gemacht hat, indem er ausländiſche 
Kreiſe für ein Vorgehen gegen die Freie Stadt Danzig zu gewinnen, die Genfer Dölker⸗ 
bundsinſtanzen gegen den Danziger Senat aufzupuffchen und mif ſtaatsfeindlichen 
Elemenken, die ſich ins Ausland geflüchtet hatten, gegen die geltende Rechtsordnung zu 
konſpirieren verſucht hat. Es kennzeichnet die ſchwache Poſition der Reſte der inner⸗ 
politiſchen Oppoſition in der Freien Stadt Danzig, daß die Mitteilung von der Auf⸗ 
löſung der Zentrumspartei von der geſamten Bevölkerung ohne Erregung hingenommen 
worden iſt und daß der Vorſtand der Partei darauf verzichtet hat, 
für den Fortbeſtand der Partei noch irgendetwas zu unternehmen und die formal 
möglichen Rechtsmittel in Anſpruch zu nehmen. Die Auflöſung ift 
zwar durch Verfügung des Polizeipräſidenten, aber auf Grund mehrtägiger Verhand⸗ 
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lungen zwiſchen dem Gauleiter Forſter und den nicht unmittelbar belaſteten Mitgliedern 
des Parteivorſtandes, alſo im gegenſeitigen Einvernehmen erfolgt. Auf dieſe Weiſe iſt 
es gelungen, das erſtrebte Ziel ohne perſönliche Schärfe und Verbitterung zu erreichen. 
Die NEDAP iſt heute die einzige im Gebiet der Freien Stadt Danzig beſtehende deutſche 
Partei. Als politiſche Sondergruppe exiſtiert nur noch der polniſche Volks⸗ 
ſplitter, den zwei Abgeordnete im Danziger Volkstag vertreten. 


Mit der Auflöſung der Zentrumspartei, an der ſich nun auch das Schickſal der 
Kommuniſtiſchen, der Sozialdemokratiſchen und der Deutſchnationalen Partei erfüllt hat, 
1 ein Zuſtand Wirklichkeit geworden, den vor zwei Jahren wohl kaum einer von denen 
ür möglich und wahrſcheinlich gehalten hat, die ſich ſ. Z. der Hoffnung hingaben, mit Hilfe 
der oppoſitionellen Parteien nicht nur die Herrſchaft des Nationalſozialismus in der 
Freien Stadt Danzig aus den Angeln heben, ſondern auch auf Danziger Boden ein auf 
die innerpolitiſchen Verhältniſſe des Deutſchen Reiches weiterwirkendes Exempel ſtatuieren 
u können. Die Zeit iſt vorbei, in der es noch möglich war, daß marxiſtiſche und andere 
Parteifunttionäre, die den Weg zu der großen einigenden Bewegung des Nationalſozialismus 
nicht zu finden vermochten, ſich nach Genf begaben, um die Vertreter der dort ver⸗ 
ſammelten deutſchfeindlichen Mächte gegen die eigene Regierung zu mobiliſieren. Die 
Zeit ift vorbei, in der die unzeitgemäß gewordene Verfaſſungskonſtruktion der Freien 
Stadt Danzig von landfremden und volksfremden Faktoren gegen die deutſche Führung 
dieſes Staates ausgenutzt werden konnte. Es gab während der letzten Jahre in dieſem 
Kampf zwiſchen der Wirklichkeit des Lebens und der Starrheit 
des Paragraphen oft von gefährlicher Spannung erfüllte Momente. Es gab 
heftige Zuſammenſtöße in Genf und außenpolitiſche Konflikte, die die Eigengeſetz⸗ 
lichkeit des deutſchen Lebens in Danzig bedrohten. Aber das Geſetz des völkiſchen 
Werdens und Zuſammengehörens erwies ſich ſtärker als der Zwang einer garantierten 
Verfaſſung. 


Es iſt denkbar, daß dieſe Entwicklung für manche Kreiſe in Polen, die geglaubt haben, 
mit den Oppoſitionsparteien ihr politiſches Spiel gegen die Danziger Regierung treiben 
zu können, nicht eben angenehm iſt. Als oppoſitionelle Gruppe iſt in Danzig jetzt nur 
noch der polniſche Volksſplitter vorhanden. Deſſen Lager hat ſich durch die 
Ausſchaltung der alten deutſchen Parteien in keiner Weiſe geändert, — ſofern man nicht 
an den Nutzen denkt, den er aus dem Streit im deutſchen Lager gelegentlich zu ziehen 
vermochte. Was Genf und Polen anlangt, fo hat der Bölferbundsfommiffar 
der Danziger Regierung ſeine Befriedigung über die gütliche Bereinigung der inner⸗ 
politiſchen Lage zum Ausdruck gebracht und hat der Senatspräſident die diplomafi- 
ſche Vertretung Polens von der vollzogenen Entwicklung in Kenntnis geſetzt, 
wobei er, um zu Mißdeutungen keinen Anlaß zu geben, ausdrücklich hinzugefügt hat, 
daß das geſchehe, obwohl keinerlei Veranlaſſung dazu beſtände. 


Der polniſche Genius 


Im Jahre 1927 ſchuf der polniſche Maler T. Or zelſki ein Oelgemälde, das ſpäter 
wim "Salon ala ieg” ech polniſcher Maler“) in Krukau in Pointen 
form unter dem Titel „Ulanenangriff unter Ritfmeifter Wonfomwicz 
bei Rokitno am 13. Juni 4945” herausgegeben wurde. Es ift eines jener 
Schlachtenbilder, die fich in die Phantaſie der Maſſen einprägen und auf deren eſchichtliches 
Denken mitunter einen faſzinierenden Einfluß auszuüben vermögen. Mit dieſem Bild Orzelſkis 
aber hat es nun eine ſonderbare Bewandtnis. Da gab es nämlich einmal einen Maler, 
der Becker hieß; und es war im Jahre 1909, als dieſer deu tf de Maler ein 
Schlachtenbild malte, das eine Szene aus der Völkerſchlacht bei Leipzig, den Angriff 
preußiſcher Dragoner bei Wachau, darſtellt. Noch im gleichen Jahre 
erſchien eine Reproduktion dieſes Bildes in der „Jugend“. Und nun kommt das Sonder⸗ 
bare: Vergleicht man die beiden Bilder, das von Becker aus dem Jahre 1900 und das von 
Orzelſki aus dem Jahre 1927, fo fällt einem ſofort eine geradezu lächerliche Aehnlichkeit 
auf: Jedes Pferd auf dem einen Bild ſpringt genau ſo wie das entſprechende Pferd auf 
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dem anderen; die Soldaten auf dem einen Bild ſchwingen mit genau derſelben Bewegung 
den Säbel wie auf dem anderen; und der Trompeter auf dem einen Bild ſtößt genau ſo, 
halb rückwärts gewandt, ins Horn wie auf dem anderen. Alles paßt haargenau aufein- 
ander. Es läßt ſich nicht leugnen: Orzelſki wurde im Jahre 1927 ganz offenſichtlich von 
genau derſelben Muſe auf genau dieſelbe Stelle geküßt wie Becker 18 Jahre zuvor. Nur 
in einigen ganz kleinen, aber ſehr wichtigen Dingen find Unterſchiede vorhanden. Orzelſki 
ſetzte den Reitern nicht die hohen Mützen der preußiſchen Dragoner von 1813, ſondern die 
etwa gleich hohen, aber vierkantigen Mützen der polniſchen Ulanen auf und an den 
Uniformen vertauſchte er die preußiſchen Kragen und Abzeichen mit den entſprechenden 
polniſchen Merkmalen. Schließlich ſetzte er ſtatt des „überholten“ Urhebervermerkes 
„Becker ping 1909“ fein eigenes Zeichen „T. Orzelſki ping 1927“ darunter. Das Ganze 
wurde dann unter dem Titel „polniſche Kunſt“ von dem genannten Krakauer Salon 
publiziert. Es iſt das Verdienſt des in Lemberg erſcheinenden „Komar“, einer ukraini⸗ 
ſchen politiſch⸗ſatiriſchen Zeitſchrift, den polniſchen Genius, der ſich in dem Gemälde 
Orzelſkis manifeſtiert hat, in das Licht der lachenden Oeffentlichkeit gezogen zu haben. 
Einen ähnlichen Seitenſprung wie mit dem Pinſel Orzelſkis hat ſich der polnifche 
Genius mit der Feder des Vorſitzenden der Polniſchen Literaturakademie, des bekannten 
Schriftſtellers und Senators Waclaw Sieroszewſki, geleiſtet. Von dieſem ift 
vor längerer Zeit eine Sammlung „polniſcher Märchen“ erſchienen. Der Ver⸗ 
faſſer hat wohl nicht damit gerechnet, daß nicht nur dankbar⸗gläubige Kinder, ſondern hin 
und wieder auch einmal einige kritiſch veranlagte, erwachſene Menſchen dieſes Bändchen 
zur Hand nehmen werden. Das aber ift ſehr zum Leidweſen Sieroszewſkis geſchehen. 
Zunächſt haben ſich dieſe Leſer ein wenig gewundert: Nanu, dieſe Märchen haben wir 
doch ſchon irgendwo einmal gehört? Und dann haben ſie ſich ganz unten aus ihrem 
Bücherſchrank, wo ſie pietätvoll die Bücher aus ihrer eigenen Kinderzeit aufbewahrt haben, 
einen Band der Grimmſchen Märchen gelangt und haben angefangen, die Märchen 
des Präſidenten der Polniſchen Literaturakademie mit denen der Brüder Jakob und 
Wilhelm Grimm zu vergleichen. Und da haben ſie denn die erſtaunliche Tatſache feſtſtellen 
müſſen, daß ſich der Inhalt der beiden Bände teilweiſe wortwörtlich deckt! 
Noch ein wenig verwirrt haben fich die kritiſchen Märchenleſer darauf an Sieroszewſki 
um eine Erklärung dieſes literariſchen Wunders gewandt, und ſiehe da, dieſer iſt um eine 
Erklärung gar nicht verlegen geweſen: „Wieſo Grimm? Den Mann kenne ich nicht! Die 
Märchen hat mir vor 75 Jahren meine Amme in Wulka Kozlowſka 
erzählt, und ich habe ſie genau ſo, wie ich ſie im Gedächtnis hatte, niedergeſchrieben.“ 
Die Frage, ob dieſelbe Amme auch den Brüdern Grimm dieſelben Märchen erzählt hat, 
hat Sieroszewſki nicht beantworten wollen. Nun ift der Präſident der Literaturakademie 
nicht nur ein in Polen allenthalben bekannter und angeſehener Mann, ſondern auch ein 
Politiker, der erſt vor gar nicht ſo langer Zeit im Warſchauer Senat eine Rede 
gehalten hat, die wegen ihrer kaum zu überbietenden Deutſchfeindlichkeit ſelbſt 
von der in dieſer Hinſicht ſehr weitherzigen polniſchen Preſſe nicht veröffentlicht wurde. 
Dieſe beiden Dinge, der Märchenband und die Senatsrede, ſcheinen die Haltung gewiſſer 
polniſcher Kreiſe trefflich zu charakterifieren: Man beſchimpft zwar die 
Deutſchen, aber man ſchmückt ſich gern mit ihren Federn. 


Eſtland geht eigene Wege 


„In letzter Zeit, das iſt kein Geheimnis, gab es unerfreuliche Schärfen zwiſchen Lettland 
und Eſtland, insbeſondere zwiſchen der Preſſe beider Staaten. In Wirklichkeit beſtanden 
dieſe Meinungsverſchiedenheiten bloß in der übermäßig ſcharfen Polemik der Preſſe“. 
Mit dieſen Worten hat der aus Riga ſcheidende eſtländiſche Gefandte K. Menning 
die zwiſchen den beiden baltiſchen Staaten in den letzten Monaten aufgebrochenen 
Gegenſätze als einen bloßen „Papierkrieg“ zu bagatelliſieren verſucht. Demgegenüber 
erſcheint es jedoch angebracht, fich daran zu erinnern, daß die Preſſe in Lettland ſowohl 
wie in Eſtland weitgehend von der Regierung abhängig iſt, daß ihre Aeußerungen alſo 
zum mindeſten nicht in einem grundſätzlichen Widerſpruch zur offiziellen Auffaſſung ſtehen. 
Tatſächlich ſind durch dieſen „Papierkrieg“ nicht nur gelegentliche Verſtimmungen, ſondern 
tatſächliche Schwächen der „baltiſchen Entente“ aufgedeckt worden. 
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Der Konflikt hat mit der Erörterung volks- und kulturpolitiſcher 
Fragen begonnen. Die Rigaer Regierung hat den eſtniſchen Volkstumsforſcher 
Loorits, der in einer Schrift die Unterdrückung des noch etwa 1000 Seelen zählenden, 
am Kap Domesnäs ſiedelnden liviſchen Völkchens behandelt hatte, als läſtigen 
Ausländer aus dem lettländiſchen Staatsgebiet ausgewieſen. Die eſtniſche Preſſe hat gegen 
Lettland den Vorwurf der kulturellen Unterdrückung der in ſeinen Grenzen lebenden Eſten 
erhoben. In Lettland, ſo hat es geheißen, werde die Verbreitung eſtniſcher 
Zeitungen verhindert und die Unterhaltung des eſtniſchen Schul⸗ 
weſens erſchwert. Auch auf dem Gebiete des Immobilienerwerbs und der wirt- 
ſchaftlichen Betätigung würden den in Lettland lebenden Eſten Schwierigkeiten bereitet. 
Damit hat es angefangen. Dann aber iſt die Auseinanderſetzung auf das Gebiet der 
Außenpolitik übergeſprungen. Und hier iſt es Lettland, das ſich beſchwert. Es erhebt 
gegen ſeinen nördlichen Nachbarn den Vorwurf „baltifugaler Tendenzen“. 

Dieſer Vorwurf bezieht ſich vor allem auf den kürzlich abgeſchloſſenen eſtländiſch⸗ 
finnländiſchen Handelspertrag. Tatſache ift folgendes: Eſtland hat bei 
dieſem Handelsvertrag auf die Einfügung der „baltiſchen Klauſel“ ver⸗ 
zichtet; dieſe Klauſel beſagt, daß dritte Staaten nicht an den beſonderen Vergünſti⸗ 
gungen, die ſich die drei Randſtaaten untereinander gewähren, teilhaben ſollen. Durch den 
neuen Handelsvertrag gelangt nun auch Finnland in den Genuß der Vergünſtigungen, die 
Eſtland bisher nur Lettland und Litauen vorbehalten hatte. Da aber nun Eſtland den gegen⸗ 
wärtig geltenden Handelspertrag mit Lettland gekündigt hat, wird 
Finnland vorerſt nur bis zum Mai 1938 die dem ſüdlichen Nachbarn Eſtlands gewährten 
Vorteile genießen. Die Verſuche Eſtlands, den Warenaustauſch mit Lettland in einem 
neuen Handelsvertrag zu regeln, ſind bisher an deſſen offenſichtlicher Unintereſſiertheit 
geſcheitert; Lettland þat die eſtländiſchen Handelsvertragsdelegierten nach monatelangem 
Warten unverrichteter Dinge abreiſen laſſen. f 

Zu dieſer Angelegenheit ift folgendes zu bemerken: Eſtland if als 
Handelspartner an Finnland ſtärker als an Lettland inter⸗ 
eſſiert. Der eſtländiſch⸗finnländiſche Warenaustauſch iſt ſeit 1933 geſtiegen, 
der eſtländiſch⸗lettländiſche dagegen gefallen. Finnland hat im Jahre 1936 mit 3,6 v. H. 
der Geſamteinfuhr und 6,8 v. H. der Geſamtausfuhr Eſtlands an ſechſter bzw. an dritter 
Stelle unter den Handelspartnern Eſtlands geſtanden. Auf Lettland dagegen ſind nur 
2,6 v. H. der Geſamteinfuhr und ſogar nur 1,2 v. H. der Geſamtausfuhr Eſtlands ent⸗ 
fallen. Lettland hat damit an ſiebenter bzw. elfter Stelle unter den Handelspartnern 
dieſes Landes geſtanden. Daß Eſtland die günſtige Entwicklung ſeines Handels mit Finn⸗ 
land nicht aufs Spiel fehen will, ift zu verſtehen. Uebrigens hat die eſtländiſche Preffe 
den ſcharfen lettiſchen Angriffen gegenüber betont, daß Eſtland nicht beabſichtigt, die 
Lettland oder Litauen vorbehaltenen Vergünſtigungen jedem anderen Staate zu 
gewähren, — Finnland ausgenommen. Es handelt ſich demnach offenbar nicht um 
eine Preisgabe, ſondern um eine räumliche Erweiterung der „baltiſchen Klauſel“. 

Dieſer wirtſchaftspolitiſchen Wendung Eſtlands liegen, wie es ſcheint, nicht nur wirt⸗ 
ſchaftliche, ſondern auch außenpolftiſche Momente zugrunde. Reval verrät feit 
einiger Zeit das Beſtreben, einen gewiſſen Abſtand von Lettland zu wahren, ohne freilich 
den Gedanken der baltiſchen Zuſammenarbeit im Sinne des Rigaer Paktes von 1934 
grundſätzlich zu verleugnen. Die immer ſtärker hervortretenden bolſchewiſtiſchen 
Tendenzen der lettländiſchen Innenpolitik müſſen in dem von einem 
klarer und geſünder denkenden Volkstum getragenen eſtländiſchen Staat Anſtoß erregen; 
und die ſowjetfreundlichen Anwandlungen der lettländiſchen 
Außenpolitik müſſen es Eſtland ratſam erſcheinen laffen, anderswo Anſchluß zu 
ſuchen. Bezeichnend iſt ein Artikel, den kürzlich die Revaler Studentenzeitung „Academia“ 
veröffentlicht hat: Von der Geſchäftigkeit, die die lettländiſchen Delegierten in Genf 
formell im Namen der drei Randſtaaten entwickeln, habe Eſtland keinen praktiſchen 
Nutzen. Ob das baltiſche Bündnis die Sicherheit Eſtlands zu erhöhen vermöge, könne 
bei der Verſchiedenartigkeit ihrer außenpolitiſchen Intereſſen, Gegenſätze und Freund⸗ 
ſchaften zum mindeften, zweifelhaft fein. Es ſei für Eſtland gefährlich, von einer gleichen 
geographiſchen Lage mit Lettland und Litauen zu ſprechen. Durch ſein wahres außen: 
politiſches Intereſſe werde es nach Norden, d. h. nach Finnland, verwieſen. Dieſe Abſage 
an die „krampfhafte baltiſche Ideologie“ charakteriſiert die gegenwärtige politiſche 
Stimmung in Eſtland. Das Beſtreben, mit Finnland und über dieſes mit den nordiſchen 
Staaten in engere Fühlung zu kommen, und zwar nicht nur auf wirtſchaftlichem, ſondern 
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auch auf politiſchem und kulturellem Gebiet, läßt ſich auch in der offiziellen Politik 
dieſes Landes bemerken. Daß das den Letten nicht angenehm ift, kann man verſtehen. 
Es läßt ſich nicht abſtreiten, daß die eſtländiſch⸗lettländiſche Preſſefehde der letzten 
Zeit etwas mehr als einen bloßen „Papierkrieg“ bedeutet. 


Deuiſches Schickſal in Polen 


Seit dem Geſetz vom 16. Juli d. J. ſteht die Unierte Evangeliſche Kirche 
Dſtoberſchleſiens unter der Diktatur des Wojewoden Gra— 
zynſki. Die polniſchen Stellen haben den rechtmäßigen Vertretungen der Kirche, im 
Gegenſatz zu der klaren und unmißverſtändlichen Beſtimmung der polniſchen Verfaſſung, 
damals keine Gelegenheit gegeben, ſich vorher zu dem Geſetze zu äußern. In dreifacher 
Form haben diefe Körperſchaften nachträglich gegen das ihnen aufge: 
zwungene Geſetz proteſtiert. Die Gemeindekirchenräte und Gemeindevertre⸗ 
tungen ſämtlicher 19 evangeliſchen Kirchengemeinden Dftoberfchlefiens haben in gleich⸗ 
lautenden Entſchließungen gegen die Vergewaltigung der kirchlichen Freiheit durch den 
Staat und die Unterordnung der evangeliſchen Kirche unter eine katholiſche Diktatur 
Einſpruch erhoben. Von insgeſamt 405 abſtimmenden Mitgliedern 
der kirchlichen Körperſchaften haben 386 für dieſe Ent⸗ 
ſchließungen und nur 19 dagegen geſtimmt. Am 28. Juli hat auch die 
Synode der Unierten Evangeliſchen Kirche in ablehnendem Sinne zu dem Geſetz 
Stellung genommen. Und in deren Auftrag hat Kirchenpräſident D. Voß als 
der geiſtliche Leiter der Unierten Evangeliſchen Kirche in einem Schreiben vom 31. Juli 
den Wojewoden Grazynſki wiſſen laſſen, daß er an der Legalität der vor dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes vom 16. Juli beſtehenden kirchlichen Organiſation feſthalten müſſe 
und daß er das Geſetz, da es der evangeliſchen Lehre widerſpricht, aus Gründen des 
Gewiſſens nicht ausführen könne. Aber keine polniſche Stelle, auch nicht der 
Staatspräſident, der, wie es heißt, über dieſe kirchenpolitiſche Maßnahmen vorher unter⸗ 
richtet war, hat ſich um dieſe Willensbekundungen der Kirchenmitglieder und Kirchen⸗ 
körperſchaften gekümmert; und keine Stelle hat es für notwendig gehalten, ſich zu dem 
Vorwurf der Verlesung der ſonſt ſo geprieſenen Verfaſſung zu äußern. Im Gegen⸗ 
teil: Bereits am 23. Juli hat der Wojewode Grazynſki von den ihm durch das Geſetz 
erteilten Vollmachten Gebrauch gemacht und vier neue Mitglieder des Vor⸗ 
läufigen Kirchenrates, natürlich ausſchließlich Polen, ernannt. 
Zugleich haben zwei deutſche Mitglieder des Vorläufigen Kirchenrates, da fie 
deutſcher Staatsangehörigkeit ſind, auf Grund des Geſetzes ausſcheiden müſſen. 
Auf diefe Weiſe haben die Polen, die in der Unierten Evangeli⸗ 
ſchen Kirche kaum 6 v. H. der Gemeindemitglieder ftellen, mit 
vier von fieben Sitzen im Kirchenrat die Mehrheit erhalten. Am 
15. Auguſt haben dann drei der evangeliſchen Geiſtlichen, die nicht polniſcher Staats⸗ 
angehörigkeit find, unter dem Zwang des Geſetzes vom 16. Juli Polen verlaffen. Die 
vom Kirchenpräſident D. Voß unternommenen Verſuche, im Verhandlungswege eine 
verfaſſungsmäßige und dem Willen des Kirchenvolkes entſprechende Ordnung zu ſchaffen, 
ſind weder vom Wojewoden Grazynſki noch vom Miniſterpräſidenten noch von ſonſt 
irgendeiner polniſchen Stelle berückſichtigt worden. Vielmehr hat der Wojewode am 
26. Oktober zu einem neuen Schlag ausgeholt. Er hat den polniſchen Rechts⸗ 
anwalt Dr. Michejda zum Kirchenpräſidenten ernannt und 
D. Voß feines Poſtens enthoben, fo daß der Vorläufige Kirchenrat nunmehr 
aus 5 Polen und 2 Deutſchen beſteht, wobei noch hinzugefügt werden muß, daß die 
beiden deutſchen Mitglieder als Proteſt gegen die Vergewaltigung der kirchlichen Freiheit 
eine Mitarbeit im Kirchenrate abgelehnt haben. 


Am 20. Oktober wurden nach einer polizeilichen 11 der Redaktionsräume 
der „Kattowitzer Zeitung“ der Verlagsdirektor Dr. Horft Kriedtke, der Hauptſchrift⸗ 
leiter Heinz Weber, der Schriftleiter Heinz K o ft Ëa und ein leitender Angeſtellter des 
Verlages verhaftet. Gleichzeitig wurden die als Sonderdruck der „Kaktowitzer 
Zeitung“ erſcheinenden „Beiträge zur Lage des Deutſchtums in Polen 
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beſchlagnahmt. Die „Polffa Zachodnia“, das Hetzblatt des Wojewoden Grazynſki, 
benutzte die Gelegenheit, um gegen die Verhafteten den Vorwurf des „Hochverrates“, 
der „verſchwöreriſchen Tätigkeit“ und der „Verbreitung einer illegalen Monatsſchrift“ zu 
erheben, und von den Behörden die „rückſichtsloſe und ſofortige Liquidierung dieſes um- 
ſtürzleriſchen deutſchen Verſchwörerneſtes, das nach dem Muſter der NGDAB eine 
antiſtaatliche Maulwurfsarbeit betrieben hat“, zu verlangen. Das Blatt überſchüttete die 
verhafteten Deutſchen mit einer förmlichen Flut des ihm ſo reichlich zur Verfügung 
ſtehenden journaliſtiſchen Unrats. Die ruhige und ſachliche Berichterſtattung der 
„Kattowitzer Zeitung“ über die Unterdrückung des Deutſchtums in Polen bezeichnete das 
Blatt als „eine ſchmutzige, verleumderiſche und provokatoriſche antipolniſche Propaganda“. 
„Wir ſind der Anſicht“, hieß es in einem Artikel, „daß, unabhängig von den Verhaftungen, 
die Druckerei, in der man illegale und antiſtaatliche Druckſchriften hergeſtellt hat, unver⸗ 
züglich verſiegelt und geſchloſſen werden muß. Die polniſche Oeffentlichkeit verlangt die 
Beſtrafung der Schuldigen, welche die Majeſtät (!) der Republik untergraben und ſich des 
Hochverrats (I) ſchuldig gemacht haben.“ An der Hetze gegen die „Kattowitzer Zeitung“ 
beteiligte fih bezeichnenderweiſe auch die „Gazeta Polfka“, das offiziöſe Organ der 
polniſchen Regierung. Der Anlaß zu dem ganzen Lärm bot die Tatſache, daß in den 
„Beiträgen zur Lage des Deutſchtums in Polen“ infolge eines Verſehens, das ſich aus 
den techniſchen Gegebenheiten eines Zeitungsbetriebes erklärt, auch Artikel erſchienen, 
die vorher in der „Kattowitzer Zeitung“ beſchlagnahmt worden waren. 


$ 


Nachdem es vor kurzem bereits der Betriebsrat der Friedenshütte abgelehnt 
hatte, fich für eine Gruppe deutſcher Arbeiter einzufegen, die ihrer Volkszugehörigkeit wegen 
entlaſſen worden waren, haben nunmehr auch die Betriebsräte der Bismarck⸗ 
hütte und der Gieſchegrube 16 bzw. 7entlaſſenen deutſchen Arbei⸗ 
tern ihre Unterſtützung verſagt. Die Betriebsräte haben zwar den Ein- 
ſpruch der deutſchen Arbeiter gegen die Kündigung entgegengenommen, aber mit Stimmen⸗ 
mehrheit beſchloſſen, die Intereſſen der Gekündigten weder gegenüber den Werksver⸗ 
waltungen noch vor dem Schlichtungsausſchuß zu wahren. Auch der Demobilmachungs⸗ 
kommiſſar hat für die deutſchen Arbeiter nichts unternommen; er hat ſich für unzuſtändig 
erklärt mit der Begründung, daß keine Verminderung der Belegſchaft eingetreten iſt, da 
die entlaſſenen Deutſchen bereits durch polniſche Arbeitskräfte erſetzt worden find. Das 
bedeutet, daß die deutſchen Arbeiter in Dftoberfchlefien infolge des unkameradſchaftlichen 
und unſozialen Verhaltens der polniſchen Betriebsräte völlig ſchutzlos der gehäſſigen 
Perſonalpolitik der polonifierten Werksverwaltungen ausgeſetzt find. Es kennzeichnet die 
deutſchfeindliche Haltung der Werksverwaltungen, daß der über den Verdacht einer 
deutſchfreundlichen Einſtellung erhabene Schlichtungsausſchuß von Königs: 
hütte im Falle der vor kurzem entlaſſenen 17 deutſchen Arbeiter der Friedenshütte aus- 
drücklich feſtgeſtellt hat, daß die Entlaſſung eine unbillige Härte darftellt 
und die Friedenshütte dazu verurteilt hat, den Entlaſſenen Entſchädigungen von je 300, 
700 bzw. 1 000 Zloty zu zahlen. 

* 


In Schönthal bei Graudenz wurden einige Radfahrer, die ſich in deutſcher 
Sprache unterhielten, von einer Gruppe junger polniſcher Leute überfallen. In dem 
fih entſpinnenden Handgemenge wurde einer der Deutſchen blutig geſchlagen. In 
Karthaus in Pommerellen drang eine Gruppe von ſechs Polen in die Wohnung des 
deutſchen Volksangehörigen Gehrke ein. Die mit Zaunlatten bewaffneten Banditen 
zertrümmerten die Wohnungstür und einige Fenſter. In Bordzich ow bei Stargard 
in Pommerellen wurde der deutſche Volksangehörige Bruno Stie we von zwei polniſchen 
Brüdern lebensgefährlich verletzt. Als Stiewe des Nachts auf dem Hofe 
verdächtige Geräuſche hörte und aus dem Hauſe trat, ſah er im Lichte ſeiner Taſchen⸗ 
lampe einen der beiden Polen mit ſchußfertigem Gewehr auf der Erde knien. Ehe er 
beiſeite ſpringen konnte, krachten mehrere Schüſſe, die dem Deutſchen das linke Bein 
völlig zerſchmetterten und das rechte verletzten. Die polniſchen Banditen gaben darauf 
noch einige Schüſſe in die Wohnung Stiewes ab. 
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Sffland-Chronif 


Joſef Haller und die Jungfrau Maria 


Im „Dziennik Bydgoſki“ begründete 
General Haller (der bekanntlich ein 
Sohn ſchwäbiſcher Koloniſten aus Galizien 
iſt) ſeinen Beitritt zu der neuen „Partei der 
Arbeit“ u. a. mit folgenden Worten: „Polen 
muß ſein eigenes und nicht ein fremdes 
Leben leben. Es muß ſich mutig unter die 
Völker der Welt mit der entrollten Fahne 
des Chriſtuskreuzes und des Adlers 
der Freiheit ftellen.... Wir wollen, daß 
ſich die Struktur Polens auf die uner⸗ 
ſchütterliche Grundlage der Gottes 
geſetze und der angeborenen Menſchen⸗ 
rechte ftüßf... Im Glauben an Gott und 
unter dem Schutze der Gottes⸗ 
muffer, der Königin Polens, 
werden wir für ein neues Polen arbeiten 
und um ein neues Polen kämpfen.“ 


Der Polniſche Lehrerverband 


Trotzdem die Angelegenheit des Polni: 
ſchen Lehrerverbandes ſchon ſeit 
Monaten und Jahren die polniſche Oeffent⸗ 
lichkeit beſchäftigt hatte, kam der Vorſtoß, 
den die -Reoigrunn. Jefim. aegeꝶ.. Den. Nerc. 

band unternahm, doch überraſchend. Eine 
plötzliche Prüfung der Bücher deckte finan⸗ 
zielle Mißbräuche auf: Verbandsgelder 
waren für politiſche Zwecke verausgabt 
worden, und die Vorſtandsmitglieder 
ſtanden bei der Verbandskaſſe hoch in der 
Kreide. Ein Mitglied des Koc-Lagers 
wurde zum Kurator des Lehrerver⸗ 
bandes beſtimmt. Der Vorſtand wurde be⸗ 
ſeitigt. Aber deſſen Mitglieder gaben ihr 
Spiel ſo leicht nicht verloren. Sie glaubten 
fih der UUnterſtützung durch die 
politiſchen Linkskreiſe ſicher; 
auch einige Teile des Regierungslagers 
ergriffen für ſie Partei. Die Leitung des 


Verbandes rief die Mitglieder zum 
Lehrerſtreik auf. Der Parole wurde 
zum Teil Folge geleiſtet, obwohl der 


Kultusminiſter mit dienſtlichen Vergeltungs⸗ 
maßnahmen drohte. Die Regierung ließ ſich 
nicht einſchüchtern. Sie gab der Forderung 
auf ſofortige Herſtellung des alten Zu⸗ 
ſtandes nicht nach, ſondern ließ mitteilen, 
daß an Stelle des bisherigen Vorſtandes 
dem Kurator ein Rat von ſechs Perſonen 
zur Seite geſtellt würde, von denen drei der 
Lehrerſchaft angehören, drei aber Beamte 
ſein ſollten. Der Lehrerverband war bis 
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zu der Aktion gegen ihn eine der be⸗ 
deutendſten Hochburgen der marxi⸗ 
ſtiſchen Oppoſition. Seine Leitung 
war ſtark bolſchewiſtiſch verſeucht. In der 
Zeitſchrift des Verbandes wurde ziemlich 
unverhüllt Propaganda für Sowjetrußland 
gemacht. Seiner pazifiſtiſchen Geſinnung 
wegen wurde der Verband von den Militär⸗ 
kreiſen heftig bekämpft. Von feiner kirchen⸗ 
feindlichen Enſtellung gab er häufig über⸗ 
zeugende Proben. Da er Einfluß auf die 
Perſonalpolitik des Kultusminiſteriums be⸗ 
ſaß, waren wohl manche Mitglieder in 
ſeinen Reihen, die politiſch vielleicht anders⸗ 
wo ſtanden. Rund 60 v. H. der polniſchen 
Lehrerſchaft gehörten ihm an. 


Noblesse oblige 


Mitte Oktober kam es in Lemberg 
zu ukrainerfeindlichen Kund⸗ 
gebungen. Den äußeren Anſtoß hierzu 
gab das Begräbnis eines polniſchen Offi⸗ 
ziers, der einige Tage zuvor in einem Lem⸗ 
berger Vorort von einem geiſteskranken 
ukrainiſchen Bauernburſchen niedergeſchoſſen 
worden war, als er ſich an der Löſchung 

eines von dieſem angelegten Brandes betei⸗ 
ligen wollte. Der wirkliche Anlaß aber war 
wo anders zu ſuchen: In den Ausſchreitun⸗ 
gen kam die ohn mächtige Erbitte⸗ 
rung der Polen über das ſieg⸗ 
reiche und zähe Fortſchreiten 
der ukrainiſchen Volkstums⸗ 
bewegung zum Ausdruck. Es war be⸗ 
zeichnend, daß ſich die Wut der polniſchen 
Demonſtranten gerade gegen die ſichtbaren 
Zeugen der erfolgreichen ukrainiſchen Arbeit 
richtete, nämlich gegen die in der Lemberger 
Innenſtadt gelegenen ukrainiſchen 
Geſchäftshäuſer und Genoſſen⸗ 
ſchafts gebäude, an denen die Schau⸗ 
fenſter eingeworfen und die Firmenſchilder 
abgeriſſen wurden. Bekanntlich lautet die 
neue Parole, unter die die Polen ihren 
Kampf gegen die IIkrainer geſtellt haben, 
daß, wec in Oſtgalizien ein Pole ift, ein 
Edelmann iſt. Noblesse oblige — offen⸗ 


bar zum Fenſtereinwerfen. 


Geburtenrückgang in Polen 


Die vor kurzem veröffentlichen Zahlen 
der Bevölkerungsbewegung in 
Polen im erſten Halbjahr 1937 haben 
der polniſchen Preſſe zu ernſten bevölke⸗ 


rungspolitiſchen Betrachtungen Anlaß ge- 
geben. Im Jahre 1900 hat die Ge⸗ 
burtenziffer im Gebiet des heutigen 
polniſchen Staates 34,5 a. T. betragen, im 
Jahre 1930 noch 32,2 a. T., im erſten 
Halbjahr 1937 aber nur noch 25,5 a. T. 
Die Sterbeziffer, die im erſten 
Halbjahr 1936 nur 14,0 a. T. betragen 
hat, iſt im erſten Halbjahr 1937 auf 
15,0 a. T. geſtiegen. Die natürliche Be⸗ 
völkerungszunahme, die vor 7 Jahren noch 
15,5 a. T. betragen hat, iſt im erſten Halb⸗ 
jahr 1936 auf 12,9 a. T. und im ent⸗ 
ſprechenden Zeitraum 1937 auf 10,5 a. T. 
(= 178 000) gefallen. Dabei ift zu be⸗ 
merken, daß die verhältnismäßig größte 
natürliche Bevölkerungszunahme die Gebiete 
mit einer nicht polniſchen Bevölkerung 
aufzuweiſen haben. Der Geburtenrückgang 
und die Erhöhung der Sterblichkeit iſt in 
der Hauptſache eine Folge der fortſchreiten⸗ 
den Verarmung der Bevölkerung 
Polens. Die polniſche Preſſe ſtellt folgendes 
feſt: Jedes fünfte Kind in Polen ſtirbt an 
einer der durch die ſchlechte Ernährung und 
die unhygieniſchen Wohnungeverhältniſſe 
verurſachten Krankheiten. Die größte 
Kinderſterblichkeit herrſcht in den Arbeiter⸗ 
kreiſen und in den bäuerlichen Kreiſen 
einiger Landesteile. Auch die Sterblichkeit 
im mittleren jugendlichen Alter iſt er⸗ 
ſchreckend hoch. Vor allem die Tuberkulose 
iſt zu einer förmlichen Plage in Polen ge⸗ 
worden. Die militäriſchen Muſterungen 
offenbaren einen geradezu kataſtrophalen 
Geſundheitszuſtand weiter Bevölkerungs⸗ 


ſchichten. 
Deutſche Vereine ohne Heim 


Nachdem vor kurzem der Deutſch⸗ 
katholiſche Kirchenchor in Friedenshütte 
feine Uebungsabende hatte einftellen müffen, 
weil ihm nirgends mehr ein geeigneter 
Raum zur Verfügung geſtellt wurde, wurde 
nun auch der ſeit 50 Jahren beſtehende 
Deutſche katholiſche Männer⸗ 
verein in Friedenshütte von dem 
gleichen Schickſal betroffen. Der Wirt des 
Gaſthauſes, in dem die Mitglieder des 
deutſchen Vereins bisher zuſammengekommen 
waren, unterſagte dem Verein die weitere 
Benutzung der Räume mit der Begründung, 
daß er vom Aufſtändiſchenver⸗ 

band die Aufforderung erhalten habe, den 
Deutſchen fein Lokal zu verbieten. 


Optantenſchickſal 


Unter den zahlloſen Dpfanten, die 
ſeit dem Außerkrafttreten des Teils III der 
Genfer Konvention aus Dftoberfchlefien 


das Deutſche 


ausgewieſen worden ſind, befinden ſich 
auch zwei Urenfelinnen des 
großen preußiſchen Baumeiſters 
Karl Friedrich Schinkel, die ſeit 
Jahrzehnten in Kattowitz wohnten. Schinkel, 
zu deſſen bekannteſten Werken u. a. das 
Schauſpielhaus am Berliner Gendarmen: 
markt, die Neue Wache Unter den Linden 
(das heutige Reichsehrenmal), die National⸗ 
galerie und das alte Muſeum im Luſt⸗ 
garten gehören, iſt auch der Schöpfer einer 
ganzen Reihe bedeutender Bauten im 
heutigen Polen. Ein Enkel des Baumeiſters 
befaß ein großes Gut in Ruſſiſchpolen. 
Dort wurden auch die beiden Schweſtern, 
die jetzt als Optanten quisgewieſen wurden, 
geboren. 


Der achte deutſche Lehrer verbannt 


Der deutſche Lehrer Rudolf 
Wieſe, der bisher die deutſchſprachige 
Abteilung der öffentlichen Volksſchule in 
Streſe (Kreis Neutomiſchel) unterrichtet 
hatte, wurde durch Verfügung des Kultus⸗ 
miniſters nach Sokolowo im Kreise Pultuſk 
(Wojewodſchaft Warſchau) verſetzt. Es 
iſt dies der achte deutſche Lehrer aus dem 
Kreiſe Neutomiſchel, der durch die Ver⸗ 
bannung nach Ruſſiſchpolen kaltgeſtellt 
worden iſt. — Wie die „Deutſche Rund- 
ſchau“ in Bromberg meldete, iſt die 
deutſche Klaſſe der ſtaatlichen 
Volksſchule in Soldau mit Beginn 
des neuen Schuljahres, alfo Anfang Cep- 
tember, aufgelöſt worden. Die deuf- 
ſchen Kinder ſind den polniſchen Klaſſen zu⸗ 


teilt worden. 
Die Memelfrage 


Im Kauener Seim hatten die drei 
memelländiſchen Abgeordneten eine Anfrage 
an den Miniſterpräſidenten betreffend die 
Amneſtierung der im Kauener 
Kriegsgerichtsprozeß vom Früh⸗ 
jahr 1935 verurteilten Memel⸗ 
länder gerichtet. In Beantwortung dieſer 
Anfrage erklärte Tubelis: Er ſei jederzeit 
um eine Beſſerung der litauiſchen Beziehun⸗ 
gen zum Memellande bemüht; das habe 
jedoch mit der Angelegenheit des Kriegs⸗ 
gerichtsurteils nichts zu tun; er ſei der 
Auffaſſung, daß ein Amneſtiegeſetz nicht 
erforderlich ſei. Dieſer Auffaſſung ſetzte 
Nachrichten büro 
folgende Bemerkungen enkgegen: Es iſt zu 
begrüßen, wenn der litauiſche Miniſter⸗ 
präſident erklärt, daß die litauiſche Re⸗ 
gierung jeden Schritt unterſtützen wolle, der 
zur Beſſerung der litauiſchen Beziehungen 
zum Memelland beiträgt. Das iſt jedoch 
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eine Verſicherung, die merk⸗ 
würdig anmutet in einem Augenblick, 
in dem dieſe Beziehungen durch den Erlaß 
des bekannten litauiſchen n f e i g nungs⸗ 
geſetzes für Grundſtücke im Memelgebiet 
beſonders belaſtet worden ſind. Auf welche 
Weiſe, ob mit oder ohne beſonderes Amne⸗ 
ſtiegeſetz, den (zur Zeit noch 25) memel⸗ 
ländiſchen Gefangenen, um die es ſich bei 
dieſer Anfrage handelt, die Freiheit wieder⸗ 
gegeben wird, iſt nicht das Weſentliche. 


Sicher iſt aber, daß die Be⸗ 
ziehungen Litauens zum Memel⸗ 
gebiet ohne Löſung dieſer 


Frage niemals in ein auch nur 
normales Fahrwaſſer gelangen 
können. Daß von reichsdeutſcher Seite 
die Geſtaltung des Verhältniſſes zwiſchen 
Litauen und dem Memelgebiet mit 
beſonderem Intereſſe verfolgt wird, ergibt 
ſich aus der natürlichen Anteilnahme 
Deutſchlands an dem Ergehen deutſchen 
Volkstums im Ausland. Auch das 
deutſch⸗litauiſche Verhältnis 
wird ſtets aus dieſer Rid: 
tung maßgebend beeinflußt 
ſein müſſen. 


D Rourke und die Polen 


Durch Dekret vom 7. Oktober erhob der 
Biſchof des katholiſchen Bistums Danzig, 
der iriſche Graf O' Rourke, zwei mit 
polniſchen Staatsmitteln erbaute Kirchen, 
die bis dahin als Hilfsſeelſorgeſtellen für 
polniſche Staatsangehörige polniſchen 
Volkstums den zuſtändigen Ortspfarreien 
unterſtanden, zu ſelbſtändigen pol ni⸗ 
ſchen Perſonalpfarreien. Dieſe 
Schaffung polniſcher Fremdkörper inner: 
halb des Netzes der ordentlichen deutſchen 
Ortspfarreien bedeutete eine offene Brüs⸗ 
kierung der katholiſchen Bez 
völkerung Danzigs. Von der Dan⸗ 
ziger Regierung mußte die Maßnahme als 
ein glatter Verſtoß gegen die ſtaat⸗ 
lichen Hoheitsrechte der Freien 
Stadt Danzig angeſehen werden. In poliz 
tiſcher Hinſicht erſchien der Schritt inſofern 
bedenklich, als die polniſchen Perſonal⸗ 
pfarreien nach Maßgabe des Dekretes für 
alle in Danzig lebenden „Katholiken polni⸗ 
ſcher Herkunft“ zuſtändig ſein ſollten, der 
Begriff der „polniſchen Herkunft“ von pol⸗ 
niſcher Seite aber in einem Sinne ausgelegt 
zu werden pflegt, der von deutſcher Seite 
um des volkspolitiſchen Friedens willen mit 
aller Konſequenz abgelehnt werden muß. 
Es war offenſichtlich, daß hier verſucht 
werden ſollte, das von Polen erſtrebte, aber 
auf geradem Wege nicht zu erreichende Ziel 
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einer kirchlichen Eingliederung Danzigs nach 
Polen durch die Sprengung des Netzes der 
deutſchen Ortspfarreien auf Umwegen 
erreicht werden ſollte. Noch im Jahre 1936 
war der polniſche Wunſch nach polniſchen 
Perſonalpfarreien in Danzig vom Vati⸗ 
kan abgelehnt worden. Im Frühjahr 
d. J. aber machte ſich der Vatikan unter 
dem politiſchen Druck des Kardinals Hlond 
eine andere Auffaſſung in dieſer Frage zu 
eigen, und er gab dem Biſchof O Rourke 
freie Hand hinſichtlich der Berückſichtigung 
der polniſchen Wünſche. Das Dekret ſtieß 
jedoch, für Vatikan, Biſchof und Polen 
wohl unerwartet, auf den geſchloſſenen 
Widerſtand der deutſchen Geiſtlichkeit Dan⸗ 
zigs. Seitens des Danziger Senates wurde 
in kategoriſcher Form die Auf⸗ 
hebung des Dekretes verlangt. 
In einer Note vom 13. Oktober erhob der 
Senat beim Vatikan gegen den Eingriff in 
die ſtaatlichen Hoheitsrechte Proteſt. B i- 
ſchof O' Rourke fah ſich darauf: 
hin veranlaßt, den polniſchen 
Pfarrern Rogaczewſkiund Ko⸗ 
morowſkimifzutfeilen, daß das 
Dekret „bis auf weiteres“ nicht 
in Kraft treten kann. 


Die liviſche Frage 
Der Verband des Eſtniſchen 


Nationalen Klubs hat in einer an 
den Staatsverweſer Päts und den ftello. 
Außenminiſter Selter gerichteten Denk⸗ 
ſchrift zur Frage der Liven in Lett: 
land Stellung genommen. In der Denk⸗ 
ſchrift werden gegen die lettländiſche Regie⸗ 
rung verſchiedene Vorwürfe bezüglich der 
Behandlung der Liven erhoben. Riga habe 
den Liven die Erfüllung ihres in einer 
Volksabſtimmung zum Ausdruck gebrachten 
Wunſches nach einer eigenen Gemeinde ver⸗ 
weigert; es behindere die Pflege der liviſchen 
Sprache bei der liviſchen Jugend; es habe 
die Verwendung der in Finnland gedruckten 
livifchen Lehrbücher verboten, das Er⸗ 
ſcheinen einer liviſchen Zeitſchrift verboten, 
der Gründung liviſcher Sängerchöre 
Schwierigkeiten bereitet uam. Für Eſtland 
und Finnland, ſo heißt es dann weiter, 
könne das Schickſal des ſtammverwandten 
Volkes nicht gleichgültig ſein. Die Regie⸗ 
rung wird aufgefordert, den Nachbarſtaat 
Lettland wiſſen zu laſſen, daß die eſtniſch⸗ 
lettiſche Freundſchaft in bedeutendem Maße 
von der Behandlung abhänge, die die 
lettländiſche Regierung den Liven pareil 
werden laffe. Es handelt fich bei den Liven 
um einen Volksreſt von etwa 1000 Seelen, 
der am Kap Domesnäs ſiedelt. 


Bücher über den Oſten 


Reich und Rom. Aus dem Zeitalter der 
Reformation. Von Werner Beumel⸗ 
burg. Gerhard Stalling Verlag, Olden⸗ 
burg i. O. 1937. 436 Seiten. Preis Leinen 
7,60 RM. — Nach feinem Werke „Kaiſer und 
Herzog“, in dem er das Jahrhundert der 
Staufen und Welfen behandelt, hat Beumel⸗ 
burg das Zeitalter der Reformation zum Gegen⸗ 
ſtand ſeines neuen Werkes gemacht. Er zeichnet 
als Kenner und Dichter der deutſchen Geſchichte 
die Kräfte, die ſich in den letzten Jahrzehnten 
des 15. und den. erſten Jahrzehnten des 
16. Jahrhunderts zum Kampf um das Reich 
gegeneinander erheben: Kaifer und Fürſten, 
Ritter und Volk, römiſche Kirche und Refor⸗ 
mation. Ob Deutſchland, Habsburg oder die 
Kirche ſiegen werden, darum geht es in den 
Wirren, die dieſes Zeitalter erfüllen. Es iſt die 
Tragik des Reiches, daß die, die es erſtreben, 
den Weg zueinander nicht finden. Hutten ver⸗ 
zehrt ſich im leidenſchaftlichen Geiſteskampf um 
den Gedanken des Reiches. Sickingen fällt 
kämpfend unter den Trümmern ſeiner eroberten 
Burg. Luther verweigert ſich in ſeinem Ringen 
um das Reich Gottes der Idee des Deutſchen 
Reiches. Friedrich der Weiſe von Sachſen 
glaubt ſich zu ſchwach, die Bürde der Reichs⸗ 
führung auf ſich zu nehmen. Und die Revo⸗ 
lution der Bauern, welcher der Rückhalt an den 
Trägern der kirchlichen Reformation fehlt, wird 
im Blute erſtickt. Getrennt von einander 
marſchierend unterliegen die Bannerträger des 
Reichsgedankens der verbündeten Macht der 
Fugger, der Habsburger und der römiſchen 
Kirche. Auf Jahrhunderte hinaus wird damals 
der Weg zum Reiche der Deutſchen verſperrt. 
Jahrhunderte lang leidet das deutſche Volk noch 
unter dem tragiſchen Ausgang dieſes gewaltigen 
Ringens. ER. 

Bewährung des Herzens. Novelle von Er⸗ 
hart Wittek. Wilhelm Heyne Verlag, 
Dresden 1937. 213 Seiten. — Ein deut⸗ 
ſcher Soldat, der aus einem Kriegs⸗ 
gefangenenlager in Südfrankreich geflohen iſt, 
wandert quer durch Frankreich und kommt, 
ſchon nahe der ſchweizeriſchen Grenze, auf einen 
Bergbauernhof. Dort, am Mont Dore, be: 
ginnt dann die Geſchichte, die das Buch erzählt 
und die eine Geſchichte des Kriegsgefangenen 
und der jungen Flämin Bertheline, der Witwe 
eines franzöſiſchen Soldaten, iſt. Aus der 
Bitte um ein Nachtlager wird ein längerer 
Aufenthalt und aus dem Fremden der Vertraute 
der jungen Herrin des Hofes. Wittek, der aus 
Poſen ſtammende Dichter, beweiſt auch in dieſer 
Novelle die große Meiſterſchaft des leiden⸗ 
ſchaftlichen und doch verhaltenen Erzählens, 
durch die ſchon ſeine Bücher „Durchbruch anno 
e ee? 


18“ und „Männer. Ein Buch des Stolzes“ 
ausgezeichnet waren. Er weiß die tiefe Liebe 
einer Frau mit derſelben Herbheit und ſicheren 
Knappheit des Stils wie die offene Kamerad⸗ 
ſchaft der Männer zu ſchildern. Dr. K. 

Siedlung und Machtpolitik des Auslandes. 
Von Rupert von Schumacher. Verlag 
B. G. Teubner, Leipzig 1937. 74 Seiten. 
Preis kartoniert 1,50 RM. — Es iſt nicht die 
Abſicht dieſer intereſſanten Schrift, alles, was 
rechtlich, ſozial, wirtſchaftlich uſw. mit dem 
vieldeutigen Begriff der Siedlung zuſammen⸗ 
hängt, zu erörtern. Sie will vielmehr einen 
Querſchnitt geben durch die politiſchen Gedanken, 
die im Ausland die Siedlungstätigkeit beherr⸗ 
ſchen und leiten. Dabei wird das Geſagte an 
markanten Beiſpielen aus allen Weltteilen 
erläutert. In wie hohem Maße die Siedlung 
ein ſtaats⸗ und volkspolitiſches Kampfmittel 
iſt, wird für die Vergangenheit u. a. an den 
Beiſpielen der byzantiniſchen und ſeldſchukiſchen 
Grenzſiedlung, der öſterreichiſchen Militärgrenze, 
der amerikaniſchen Pioniers und der ruſſiſchen 
Kofakenfiedlung, und für die Gegenwart an den 
Beiſpielen der oſteuropäiſchen Agrarreformen, 
der tſchechiſchen Wälderenteignung, des grie⸗ 
chiſch⸗türkiſchen und ſonſtigen balkaniſchen Be- 
völkerungsaustauſches, der bolſchewiſtiſchen 
Fernoſtſiedlung, der japaniſchen Grenzſiedlung 
in der Mandſchurei uſw. erläutert. Als Bei⸗ 
ſpiele für die koloniſatoriſche Erſchließung un⸗ 
benutzten Oedlandes und verrotteten Kultur⸗ 
landes werden die Trockenlegung der Zuiderfee 
in Holland, die Kultivierung der Pontiniſchen 
Sümpfe in Italien, die Verbannten⸗ „Siedlung“ 
in Nordrußland, die Siedlung in Bulgarien und 
in der Türkei, die chineſiſche und indiſche Gied- 
lungserpanſion, die Pionierſiedlung in Süd⸗ 
afrika und in den Vereinigten Staaten uſw. 
beſchrieben. Als Beiſpiele neuzeitlicher ſtädti⸗ 
ſcher Siedlung finden die cityloſen Neuſtädte 
Italiens, das bolſchewiſtiſche Wohnkombinat, 
die Unterwanderung der deutſchen Städte in der 
Tſchecho⸗Slowakei, die vorſtädtiſche Einkreiſung 
der Araberſtädte Paläſtinas durch die Juden, 
die Ackerbürgerneuſtädte in den Vereinigten 
Staaten uſw. Beachtung. An all dieſen Bei⸗ 
ſpielen tritt immer der politiſche Wille der 
Siedlungsträger hervor, der auf die Ver⸗ 
drängung fremden Volkstums, auf die volks⸗ 
politiſche Stärkung der Staatsgrenzen, auf die 
Erweiterung der Nahrungsgrundlage, auf die 
Vorbereitung machtpolitiſcher Auseinander- 
ſetzungen abzielt. Alle Beiſpiele zeigen, daß es 
letzten Endes immer die durch eine ſtaatliche 
Aktion geleitete oder aus dem völkiſchen Inſtinkt 
entſpringende Menſchenbewegung durch Sied⸗ 
lung iſt, die über das Schickſal der Staaten und 
über die Zukunft der Völker entſcheidet. Dr. K. 


Verlag Dr. Friedrich Osmer, Berlin SW 61, Lankwißſtr. 2-3. — Verantwortlich für die Schriftleitung: Dr. Otto 


Kredel, Verlin⸗Friedenau, Illſtr. 2. — Druck: Weſtkreuz⸗Druckerei GmbH., 
Verantwortlich für Anzeigen: Kurt Haupt, Berlin W 15. 
jährlich RM. 0,90. Einzelnummer RM. 0,20 und AM. 0,05 
Alle Zuſchriften find an den Bund Deutſcher Oſten, Berlin 


Berlin⸗Lichtenrade, Moltkeftr. 7. — 
„ — Erſcheint monatlich zweimal. Poſtbezug viertel- 
zoftgebühr. — Anzeigenpreisliſte 4. — J. v. W. g. — 
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Gumbinnen, Königstraße 14 

Papier- u. Schreibwaren Werk 1 Werk II 
Buchdruckerei Produktion in östlichen Laub- 223 u 
Sichtkartotheken, Bürobedarf hölzern, speziell Eiche-Buche Zuschnitteile für Möbel- 
Schreib- u.Rechenmaschinen Jahresproduktion: 30000fm | und Parkettfabrikation 
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und gefundes deutſchee Volk. 
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für Deutsche und ausländ. Weine. 


Feine Spirituosen, Zigarren, Zigaretten 
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Kempel ä Leiblried g. ö. selten, Parfümerien, Eurstenuaren und Tolletteartikel 
Urach (Württemberg) eee Insterburg, eee 


Berufs- und 
Lyck, Hindenburgstr aße 58 
Lötzen, Mar! 

Allenstein, lens: raße 52 
Allenstein, Adolf Hitlerplaiz 8 
Ortelsburg, Adolf Hitlerplatz 23 
Osterode, Göringst.aße 1 
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3 33222 


neteranten Eigene Weberei 


Wer oſtdeutſche Waren kauft und Aufträge in 
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„Allenlleiner Bier“ 


Goldklar und würzig 
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Ein Bier von Piisner Charakter 


Bergschlößchen-Brauerei 


Damen-, Heren- 


und Kinder-Bekleidung Braunsberg / Ostpr. 


Stets modisch, auswahlreich 
und vorteilhaft im Preis PB —— . ——— 


möbel Rohrmoſer 


® Inſterburg, Hindenburgſtraße 84 

A Beſichtigen Gie meine Sonderabteilung: 
e | Möbel deutſcher Wertarbeit! 
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Modernes Einkaufshaus 


Luftschutz für gedieg. Manufaktur- u. Modewaren 
ist Damen-, Herren- und Kinder-Fertigkleidung 
das Eigenes Maß-Atelier für vornehme Damen- 

und Herrenbekleidung 
Gebot Gardinen - Teppiche - Möbelstoffe - Pelze 
der Stunde! Spezlal-Abtellung für Aussteuer- und Ergänzungswäsche 
LeoSchweilger, Insterburg 
2 — — ni — 


Die Stadtwerke Insterburg 


mit ihrem Gas-, Elektrizitäts-, Kanal- und Wasserwerk, Omnibus-, Müllabfuhr- und Verkaufsbetrieb 


sind der ständige stille Helfer jedes Volksgenossen im Stadtgebiet. Sie bedienen 
Haushalt, Gewerbe und Industrie mit Energie und Kraft, liefern Gas, Elektrizität 
und Wasser, übernehmen den Verkehr, beseitigen Abwässer und Müll 


zu günstigen Tarifen. 


Sie vermitteln die Errungenschaften des Fortschritts und der deutschen Kultur- und 
Qualitätsleistung. Sie beraten und betreuen jeden Volksgenossen in seinen Wünschen 
nach Schönheit der Arbeit und Annehmlichkeit des Lebens. 
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Wir verwalten in Oſtpreußen 


375 Millionen Neichs mark 


Spar- und Giroeinlagen. 
Spare auch Du bei uns! 

Die oſtpreußiſchen Stadt- und Kreis- 
Spar Éa EN mindeticher. 


Heizungen PERIRIX 
Wasserleitungen OSTPREUSSISCHE 
Bäder usw. en 
Königsberg (Pr.) 
Hermann-Göring-Str. 151/155 


Lingen u. Co. Taschenlampen- u. Anoden-Batterien 


Königsberg - Pr. Hülsen und Lichtwerfer 
Französische Str. 1 Fahrrad - Scheinwerfer 
und Fahrrad - Dynamos 


u 
|  Biromasehinen jj Suche Bernstein nal Kngsber eo 


Königsberg (Pr), onkerstr., Palmnicken, Bernsteinpavillon 


Das Zeichen für ("h SBM x Echtheit und Quolitätsarbeit 
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Wer nicht Inseriert, bleibt unbeachtet — — — 


Seide, Wolle, eleg. Damenkleidung 
Seidenhaus 


F r i tz W̃ a lt er, Sqneidermeiſter 
Königsberg pr., Kreislerſtr. 6 Sur e. 
Antformen für Heer 1. Ct ſtwaßfe 


Werkftatt für gediegene Maßarbeit 
Zivil-, Sport- u. Reitbeklelbung ⸗Ausrüſtungsſtücke 


Erich Dietz 


Königsberg Pr., Junkerstraße 5 
Musterversand bereitwilligst ! 


— — OSTPREUSSEN — 
Färberei Mo.- Süd- Bau 


CAILLE & LEBELT Ostpreußen G.m.b.H 
reinigt chemilch Königsberg Pr 


Königsberg i. Pr. 5 
Vorder-Roßgarten 50 


Otto Ad. Sielmann 


Feldbahnen — Bagger — Dieselmotor- und 
Dampflokomotiven — Preßluftanlagen — Trans- 
missionen — Betonmischmaschinen 


Königsberg Pr. 


Magisterstraße 65-66 
Telefon: 36488 und 33360 


Martha Elsner 
Königsberg i. Pr., Münzstraße 5-6 


Korsetts, Korseletts, Gesundheitsleibbinden 
Damenwäsche, Strümpfe in großer 
Auswahl zu billigsten Preisen 


Konditorei 


Kurt Gehlhaar 


Kantist: - 
Königsberg i. Pr. Ankerstlige 20 t 
Das gute Tages-Cafe mit türkischem Mokka-Salon 


Werkzeugmaschinen 
für Holzbearbeitung 


Elsenbearbeitung 


Keath & Jilas, Königsberg Pr., Steindamm177 


Versandhaus des weltberühmten 
Königsberger Marzipan 


Lippert & Matull 


Münzstickerei 
Königsberg i. Pr., Münzstraße 5-6 


ialhaus für beste Strickkleidung 
Södiegene individuelle Maßanfertigung | 


Ruf 51 654 


Fachgeschäft für Mal- u. Zeichen-Artikel 


Käthe Neumann 
Königsberg, Am Schloß 1 » Ruf 30536 
a Gut sortiertes Lager 


A. Franz Rapetzki, Königsberg Pr. 


Sackheimer Kirchenstraße 23 Fernsprecher: 35244 und 30970 


I ZENTRALHEIZUNGEN E 


Heizungs- und lüftungstechnische Anlagen 


Tischlereibedarf 
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Withelm Tappmeyer, Königsberg Fr., Gebauhrsir. 50. Rut 33337 


. v Gegründet 1882 
Englich & Güatz Kösigsberg . Große Schloßteichstraße 10 
Ecke Burgstraße Ruf 33066 


~~ Das Haus für Bürobedarf — Büromaschinen — Büromöbel — Büropapiere 


mm OSTPREUSSEN — . 
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Königsberg, Steindamm 128/29 
Mara Arndt Beinh. Teichent | FEI LEN BERG 
Antiqnariatu. Buchhandlung Buch- u. Kunsthandlung 


Kommandit-Ges. 
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wur . einholztu en 
Königsberg Pr. Gr. Schloßteichstraße 8 Königsberg Pr. 
Franzöſiſcheſtraße 3 Friediändertorplatz 5 


Stets das Neueste aller Literaturgeblete 


Fernſprecher 31737 finden Sie in unserer 


Buchhandlung undLeihbücherei 


Monats- und Wochen - Abonnement Ferd Beyer’s Buchhandlung 
2 H a 


Steindamm-Bücherei 


Heinzelmännchen“ Königsberg Pr., Steindamm 9b | Königsberg Pr., Französischestr.25 
Inh.: Gertrud Danat F. Tritimacher ——— 


Lichtpausanitalt u.Vervielfältigungsbüro 
Königsberg Fr., Lutherstr.&. Ruf 39005 | Spedition u. Großfubrbetrieb 


DD r Königsberg Pr. 
Lizentgrabenſtr. 1112 KÖNIGSBERG PR 


Gebr. Kittler . ndr ss ggg A 


Leder für alle Zwecke Justus Baginski und Einrichtungshaus 
Königsberg Hr. Be-u.Entwässerungen - Gasanlagen Möbeltischlerei 


Altſtäbtiſche Bergſtraße 11 Sanitäre Einrichtungen Innenausbau 
Fernſprecher Nr. 33117 und 36350 | Königsberg / Pr., Jägerhof 15 ER NST DELTEIN 
Fernruf 35712 
nnen a l Königsberg/Pr., Ziegelstr. 14 
. — — Ludendorff Telefon 35993 
N Auf dem Wege zur Feldherrnhalle T l 
Hoch- und Tiefbau || 2.50 RM., Leinen 3,50 RI. upeten- Bu ntum 
Gesellschaft Königsberg i. Pr, Münzſiraße 9 S xxx 
Karl von Boehm, Buchdanzlung Jong, Dikti, Königsberg Pr. 
Inh.: Gebr. Schmarsel Parfümerie Favorli Vorstädt. Langgasse 93 


Königsberg Pr., Gluckstr. 12 


Inh. F. Klein u. E. Wieck J ͤ . nee 

— . — Königsberg Pr., Paradaplatz 11 H. Rosenfeld Machlolg. H. Bauer 
Büro-Möbel 

wir bitten unsere Bezieher, diese unterhält nändie a ER Lager Schreibmaschinen 


Seifen, Parfü „ Hautpfl d 
Inserate besonders zu beachten! |in Seifen, arfümerien, Hautp ege-und| i i sit, Hohestraße 13 


Kompl. Zimmer und Einzelmöbel 
gut und preiswert 


A Thur au Tischlermeister ILNINUNNANNNNNNNMANNANIINNUNNENAAUNNUGUNN 


nusen, wst uns u W erbt für „Ostland“ 


Annahme von Ehestandsdarlehn I IHNEN 


Johs. Heitmann Metall- und Textilabfälle alier Art, il 


A Papier- Abfälle, Skripturen, Akten 
Lübeck, Fischergrube 72. Ruf 26445 unter der sicheren Gewähr des Einstampfens 


